
M U S T E R 
Verwaltungsvereinbarung 

 
zwischen 

 
dem Hochtaunuskreis, dieser vertreten durch den Kreisausschuss, 

Ludwig-Erhard-Anlage 1-5, 61352 Bad Homburg v. d. Höhe 
 

- nachfolgend "Kreis" genannt - 
 

und 
 

den an der GDI-Inspire Umsetzung beteiligten Kommunen 
 
  

- nachfolgend „Kommune“ genannt - 
 
 
 
 

Vorbemerkung 
 
Die „Richtlinie 2007/2/EG zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur (GDI) in der Europäischen 
Union“, im Folgenden kurz „INSPIRE (INfrastructure for SPatial InfoRmation in Europe)“ genannt, 
wurde mit dem „Gesetz über den Zugang zu digitalen Geodaten – Geodatenzugangsgesetz (Ge-
oZG)“ vom 10.02.2009 in nationales, und mit dem „Hessischen Vermessungs- und Geoinformati-
onsgesetz (HVGG)“ in subnationales Recht umgesetzt.  
 
Sie will damit die grenzübergreifende Nutzung von Geodaten in Europa erleichtern, insbesondere 
um gemeinschaftliche umweltpolitische Entscheidungen zu unterstützen. 
Die INSPIRE-Richtlinie definiert den rechtlichen Rahmen für den Aufbau der europäischen Geoda-
teninfrastruktur. 
Fachliche und technische Einzelheiten regelt die EU mit Durchführungsbestimmungen, die für die 
Mitgliedstaaten direkt verbindlich sind. 
 
INSPIRE konforme Datenmodelle müssen bis spätestens Oktober 2020 vorliegen. Für einen Teil 
der insgesamt 34 Geodatenthemen liegt die Umsetzungspflicht in der Eigenverantwortlichkeit der 
Kommunen und der Landkreise. Die Anzahl der Datenthemen in Verantwortlichkeit von Kreis und 
Kommunen ist nicht abschließend definiert. Neben der Bauleitplanung als ein wesentliches Geo-
datenthema für Kommunen bzw. Landkreise sind u.a. Feuerwehrhäuser/-wachen, Gemeinde- und 
Kreisstraßen, Schulstandorte, nach § 25 BNatSchG geschützte Landschaftsbestandteile von Re-
levanz. 
 
Dies vorausgeschickt, schließen Kreis und Kommune auf der Grundlage von § 2 Abs. 1 HKO und 
§ 1 i.V.m. § 24 Abs. 1, 2. Alternative, des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(KGG) die folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung: 
 
 
 

§ 1 
Zusammenarbeit und Leistungen 

 
(1) Die Vertragspartner sichern sich die gegenseitige Unterstützung und den Austausch der benö-
tigten Daten zur Umsetzung der GDI-Inspire Richtlinie zu. 
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(2) Der Kreis stellt eine sogenannte Austauschplattform zur Nutzung aller Beteiligten zur Verfü-
gung. 
 
 (3) Der Kreis betreibt einen sogenannten PDF-Server, der die Ablage von notwendigen und be-
gleitenden Daten, neben der Inspire-Plattform des GDI-Südhessen, ermöglicht. 
 
(4) Der Kreis tritt dem GDI-Südhessen mit allen Rechten und Pflichten bei. 
 
(5) Der Kreis ist bereit, weitere, noch nicht bekannte Maßnahmen, die zur Umsetzung der GDI-
Inspire Richtlinie benötigt werden, zu ergreifen. 
 
 
 

§ 2 
Entgelt 

 
(1) Das von den Kommunen jährlich zu entrichtende Entgelt ergibt sich aufgrund des nachfolgen-
den Verteilungsschlüssels: 
 
- Ein Grundbetrag von 33% der Gesamtkosten wird hälftig vom Kreis und die weiteren 50 % zu 
gleichen Teilen auf alle 13 Kommunen umgelegt.  
 
- 67% der Gesamtkosten trägt zu 50% der Kreis - die weiteren 50% werden gewichtet nach dem 
Einwohnerschlüssel zum Stichtag 31.12.2015 auf die Kommunen umgelegt. 
 
- Den sich hieraus ergebenden jährlichen Umlagebeiträgen für die Jahre 2017 bis 2021, ausweis-
lich den Anlagen 1 und 3, wird zugestimmt. 
 
(2) Die Kommune zahlt den entsprechenden Betrag an den Kreis zu Beginn des jeweiligen Kalen-
derjahres. 
 
(3) Der Kreis übermittelt den Gesamtbetrag aller Beteiligten an den GDI-Südhessen. 
 
 
 

§ 3 
Laufzeit der Vereinbarung 

 
(1) Die Vereinbarung gilt für eine Zeit von 5 Jahren, die am 01.01.2017 beginnt.  
 
(2) Das Recht auf außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grunde bleibt unberührt. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere vor, wenn: 
 

(a) die Kommune mit der Entgeltzahlung im Rückstand ist, 
(b) einer der Vertragspartner, die ihm nach dieser Vereinbarung obliegenden 

Verpflichtungen gröblich oder trotz Abmahnung mehrfach verletzt. 
 
 
 
 
 

§ 4 
Änderungen, salvatorische Klausel 
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(1) Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für eine Änderung 
der Schriftformklausel 
 
(2) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so wird die Wirk-
samkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung hiervon nicht berührt, es sei denn, die 
unwirksame Bestimmung betrifft die Hauptpflicht einer der Vertragspartner und kann nicht nach 
Maßgabe des folgenden Satzes durch eine wirksame Bestimmung ersetzt werden. Die Vertrags-
partner verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch solche wirksame Bestimmungen zu 
ersetzen, die dem mit der unwirksamen Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen Zweck am nächs-
ten kommen. 
 
(3) Im Übrigen gelten ergänzend die Bestimmungen des KGG über die öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung und des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes über den öffentlich-rechtlichen 
Vertrag. 

 
 
 

§ 5 
Haushaltsrechtliche Absicherung 

 
(1) Soweit die Finanzierung der Maßnahmen haushaltsrechtlich noch nicht gesichert ist, verpflich-
ten sich der Kreis und die Kommune die erforderlichen haushaltsrechtlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. 
 
 
 
 
 
 
Bad Homburg v.d. Höhe, den __________ Kommune, den __________  
 
Für den Hochtaunuskreis Für die Kommune 
Der Kreisausschuss Der Gemeindevorstand  
 
 
 
 
Ulrich Krebs xxx 
Landrat Bürgermeister 
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